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BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1962 Ausgegeben am 20. Juli 1962 47. Stück

1 9 5 . Bundesgesetz: 11. Staatsvertragsdurchführungsgesetz.

1 9 5 . Bundesgesetz vom 5. Juli 1962, be-
treffend die Durchführung des Artikels 27
§ 2 des Staatsvertrages (11. Staatsvertrags-

durchführungsgesetz).

Der Nationalrat hat beschlossen:

I. Allgemeine Bestimmungen.

§ 1. Physischen und juristischen Personen,
deren Vermögenschaften, Rechte und Interessen
von der Föderativen Volksrepublik Jugoslawien
auf deren Gebiet gemäß Artikel 27 § 2 des
Staatsvertrages, betreffend die Wiederherstellung
eines unabhängigen und demokratischen Öster-
reich, BGBl. Nr . 152/1955, mi t Wirkung vom
28. November 1955 beschlagnahmt, zurück-
behalten oder liquidiert worden sind, ist gemäß
den Bestimmungen dieses Bundesgesetzes Ent-
schädigung zu gewähren.

§ 2. (1) Bei Vorliegen der Voraussetzungen
des § 1 ist nachstehenden Personen Entschädi-
gung zu gewähren:

1. physischen Personen, die am 28. November
1955 die österreichische Staatsbürgerschaft be-
sessen haben, oder ihren Erben oder Vermächt-
nisnehmern, sofern sie physische oder juristische
Personen sind, und zwar insoweit, als der Ent-
schädigungsanspruch von Todes wegen auf sie
übergegangen ist. Ist die physische Person vor
dem 28. November 1955 verstorben und besaß
sie zum Zeitpunkt ihres Todes die österreichische
Staatsbürgerschaft, so treten die Erben oder Ver-
mächtnisnehmer nur insoweit ein, als sie am
28. November 1955 als physische Personen öster-
reichische Staatsbürger waren oder als juristische
Personen ihren Sitz im Gebiet der Republik
Österreich hatten. Sind solche Erben oder Ver-
mächtnisnehmer nicht vorhanden, wohl aber
Noterben, die die obigen Voraussetzungen er-
füllen, so ist ihnen nach Maßgabe ihrer Pflicht-
teilsansprüche Entschädigung zu gewähren;

2. juristischen Personen, die am 15. Mai 1945
und am 28. November 1955 ihren Sitz im
Gebiet der Republik Österreich hatten;

3. Gesellschaftern einer Personengesellschaft
des Handelsrechtes, die ihren Sitz am 28. Novem-
ber 1955 im Gebiet der Republik Österreich
hatte, nach Maßgabe ihrer Beteiligung an der
Personengesellschaft am 15. Mai 1945, insoweit
als sie die in Z. 1 oder 2 genannten Voraus-
setzungen erfüllen.

(2) Das Erfordernis des Sitzes einer juristischen
Person oder einer Personengesellschaft des H a n -
delsrechtes im Gebiet der Republik Österreich
nach Abs. 1 gilt als erfüllt, wenn die juristische
Person oder die Personengesellschaft des Handels-
rechtes am 15. Mai 1945 und am Tage ihrer Auf-
lösung ihren Sitz im Gebiet der Republik Öster-
reich hatte.

(3) Die Tatsache, daß Vermögenschaften, Rechte
und Interessen von der Förderativen Volks-
republik Jugoslawien auf deren Gebiet gemäß
Artikel 27 § 2 des Staatsvertrages mit Wirkung
vom 28. November 1955 beschlagnahmt, zurück-
behalten oder liquidiert worden sind, ist im
Einzelfall zu beweisen. Durch den Hinweis auf
jugoslawische Rechtsvorschriften, betreffend die
Durchführung des Artikels 27 § 2 des Staats-
vertrages, allein kann der Nachweis über Art
und Umfang der von den jugoslawischen Maß-
nahmen betroffenen Vermögenschaften, Rechte
und Interessen nicht erbracht werden.

§ 3. (1) Ist ein österreichischer Staatsbürger,
dessen Vermögen gemäß Artikel 27 § 2 des
Staatsvertrages von der Föderativen Volks-
republik Jugoslawien beschlagnahmt, zurück-
behalten oder liquidiert worden ist, vor dem
28. November 1955 verstorben und wurde bezüg-
lich dieses seines Vermögens weder auf dem Ge-
biet der Republik Österreich noch auf dem Gebiet
der Föderativen Volksrepublik Jugoslawien eine
Verlassenschaftsabhandlung durchgeführt, so ist
bezüglich des Anspruches auf Entschädigung ge-
mäß Artikel 27 § 2 des Staatsvertrages in Öster-
reich eine Verlassenschaftsabhandlung durchzu-
führen. In diesem Falle ist der Entschädigungs-
anspruch so anzusehen, als hätte er sich bereits
zu Lebzeiten des Erblassers in dessen Vermögen
befunden.
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(2) Fehlen die Voraussetzungen für die örtliche
Zuständigkeit eines österreichischen Gerichtes zur
Abhandlung des Entschädigungsanspruches nach
Artikel 27 § 2 des Staatsvertrages oder sind sie
nicht zu ermitteln, so ist für diese Abhandlung
das Bezirksgericht Innere Stadt Wien zuständig.

(3) Wird gemäß Abs. 1 in Österreich abge-
handelt und sind neben anspruchsberechtigten
Erben noch andere Erben vorhanden, so sind
diese bezüglich des Entschädigungsanspruches
nicht erbberechtigt. Den anspruchsberechtigten
Erben steht das Recht des Zuwachses gemäß den
§§ 560 ff. des Allgemeinen bürgerlichen Gesetz-
buches bezüglich der Erbteile der anderen Erben
nicht zu.

§ 4, Personen, die als jugoslawische Staats-
angehörige Vermögenschaften, Rechte und Inter-
essen durch eine staatliche Maßnahme, die ihren
Rechtsgrund nicht im Artikel 27 § 2 des Staats-
vertrages hat, auf dem Gebiet der Föderativen
Volksrepublik Jugoslawien verloren haben, wird
keine Entschädigung nach den Bestimmungen
dieses Bundesgesetzes gewährt.

§ 5. (1) Physischen und juristischen Personen,
die in der Zeit zwischen dem 6. April 1941 und
dem 15. Mai 1945 Vermögenschaften, Rechte
und Interessen, für die nach den Bestimmungen
dieses Bundesgesetzes Entschädigung zu gewähren
wäre, auf eine Weise erworben haben, die
eine nichtige Vermögensentziehung im Sinne der
österreichischen Rückstellungsgesetze dargestellt
hätte, wird für derartige entzogene Vermögen-
schaften, Rechte und Interessen keine Entschädi-
gung gewährt.

(2) Die Entschädigung für derartige entzogene
Vermögenschaften, Rechte und Interessen ist bei
Vorliegen der Voraussetzungen der §§ 1 und 2
dieses Bundesgesetzes dem Eigentümer, dem ent-
zogen worden ist, oder dessen Erben oder Ver-
mächtnisnehmer zu gewähren, wenn dieser so-
wohl zum Zeitpunkt der Vermögensentziehung
als auch am 28. November 1955 die öster-
reichische Staatsbürgerschaft besessen hat oder als
juristische Person zu diesen Zeitpunkten seinen
Sitz im Gebiet der Republik Österreich hatte.
§ 2 Abs. 2 gilt sinngemäß. Leistungen der Er-
werber für das entzogene Vermögen sind, so-
weit sie dem geschädigten Eigentümer zugekom-
men sind oder durch die Entschädigung nach
diesem Bundesgesetz zukommen würden, auf die
Entschädigung anzurechnen. Für derartige
Leistungen wird dem Erwerber bei Vorliegen der
sonstigen Voraussetzungen nach den Bestimmun-
gen dieses Bundesgesetzes Entschädigung gewährt.

(3) Als Grundlage für die Bewertung der ent-
zogenen Vermögenschaften, Rechte und Inter-
essen ist deren Umfang und Zustand am 15. Mai
1945 maßgebend.

§ 6. (1) Von der Gewährung einer Entschädi-
gung ist ausgeschlossen, wer im Zuge der
Geltendmachung eines Anspruches nach den Be-
stimmungen dieses Bundesgesetzes beim Bundes-
ministerium für Finanzen oder bei einer der im
§ 9 Abs. 1 dieses Bundesgesetzes angeführten
Behörden oder vor Gericht wissentlich un-
richtige Angaben macht, die für die Gewährung
der Entschädigung oder die Festsetzung deren
Höhe wesentlich sind.

(2) Entschädigungszahlungen, die durch der-
artige Angaben erschlichen wurden, sind an den
Bund zurückzuzahlen. Der Rückzahlungsanspruch
des Bundes ist bei sonstigem Verlust des An-
spruches innerhalb eines Jahres vor dem ordent-
lichen Gericht geltend zu machen. Diese Frist ist
von dem Tag zu berechnen, an dem der Bund
imstande war, die ihm bekanntgewordenen Be-
weismittel für die Unrichtigkeit der vom Ent-
schädigungswerber gemachten Angaben bei
Gericht vorzubringen.

§ 7. Solange ein Entschädigungsanspruch nach
den Bestimmungen dieses Bundesgesetzes nicht
durch Einigung ( § 1 0 Abs. 1), gerichtlichen Ver-
gleich oder durch rechtskräftige gerichtliche Ent-
scheidung dem Grunde und der Höhe nach fest-
steht, kann er nicht rechtsgeschäftlich übertragen,
verpfändet oder gepfändet werden. Jede nach
dem Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes vorge-
nommene, dieser Bestimmung widersprechende
Verfügung über den Entschädigungsanspruch ist
ohne rechtliche Wirkung. Eine Verfügung über
den Entschädigungsanspruch durch letztwillige
Erklärung ist hingegen zulässig.

II. Verfahren.

§ 8. (1) Entschädigungsansprüche nach diesem
Bundesgesetz sind bei sonstigem Ausschluß bis
spätestens 31. Dezember 1963 beim Bundes-
ministerium für Finanzen in Wien anzumelden.

(2) Zur Anmeldung sind die amtlich aufge-
legten Formblätter für die „Anmeldung öster-
reichischer Vermögenschaften, Rechte und Inter-
essen in Jugoslawien" zu verwenden. Der An-
meldung sind die zur Begründung des Entschä-
digungsanspruches dienenden Urkunden im
Original oder in gerichtlich oder notariell be-
glaubigter Abschrift beizufügen. Nicht in deut-
scher Sprache abgefaßten Urkunden ist eine
beglaubigte Übersetzung in die deutsche Sprache
beizuschließen. Andere Beweismittel, deren sich
der Entschädigungswerber zum Nachweis seiner
tatsächlichen Behauptungen bedienen will, sind
im einzelnen genau zu bezeichnen.

(3) Anmeldungen, die vor Inkrafttreten dieses
Bundesgesetzes in Verbindung mit einem An-
trag auf Gewährung von Vorschüssen auf einem
vom Bundesministerium für Finanzen aufge-
legten Formblatt für die „Anmeldung öster-
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reichischer Vermögenschaften, Rechte und Inter-
essen in Jugoslawien, verbunden mit Antrag auf
Vorschußzahlung" eingebracht worden sind,
gelten als Anmeldungen im Sinne des Abs. 2.

(4) Sonstige beim Bundesministerium für
Finanzen oder bei anderen Stellen vorgenom-
mene Anmeldungen ersetzen nicht die nach
diesem Bundesgesetz erforderliche Anmeldung,
doch ist auf eine solche Anmeldung in der nach
diesem Bundesgesetz vorzunehmenden Anmel-
dung Bezug zu nehmen.

§ 9. (0 Die Anmeldungen sind vom Bundes-
ministerium für Finanzen in rechtlicher und tat-
sächlicher Hinsicht zu prüfen. Das Bundes-
ministerium für Finanzen kann die etwa not-
wendigen Erhebungen auch durch ersuchte oder
beauftragte Verwaltungsbehörden oder einzelne
dazu bestimmte amtliche Organe vornehmen
lassen.

(2) Der Entschädigungswerber h a t auf Ver-
langen des Bundesministeriums für Finanzen zur
Klärung des Sachverhaltes erforderliche ergän-
zende Angaben zu machen oder Beweismittel
anzuführen oder vorzulegen (§ 8 Abs. 2).

(3) Können Angaben nicht gemacht und Nach-
weise nicht erbracht werden, so sind die Gründe
hiefür anzugeben.

(4) Der Entschädigungswerber kann sich zum
Ergebnis der nach den Bestimmungen der vor-
stehenden Absätze vorgenommenen Prüfung
binnen einer vier Wochen nicht übersteigenden
Frist ab Zustellung der Verständigung über das
Vorliegen des Prüfungsergebnisses dem Grunde
und der Höhe nach schriftlich oder zu Protokoll
äußern.

§ 10. (1) Das Bundesministerium für Finanzen
hat dem Entschädigungswerber die nach den Be-
stimmungen dieses Bundesgesetzes ermittelte
Entschädigung schriftlich anzubieten. Die Stel-
lung von Teilanboten bezüglich einzelner Ver-
mögensarten ist zulässig. D e r Entschädigungs-
werber ha t auf dieses A n b o t (Teilanbot) binnen
drei Monaten nach Zustellung schriftlich zu
erklären, ob er das Anbo t (Teilanbot) annimmt
oder ablehnt. Gibt der Entschädigungswerber
eine solche Erklärung innerhalb der dreimona-
tigen Frist nicht ab, so gilt das vom Bundesmini-
sterium für Finanzen gestellte Anbo t (Teilanbot)
als vom Entschädigungswerber angenommen.

(2) Die Unterschrift des Entschädigungswerbers
auf der Erklärung, das Anbo t (Teilanbot) anzu-
nehmen oder abzulehnen, bedarf der gericht-
lichen oder notariellen Beglaubigung. Die
Erklärung über die Annahme oder die Ableh-
nung des Anbotes (Teilanbotes) kann auch zu
Protokoll vor dem Bundesministerium für
Finanzen, jeder Finanzlandesdirektion u n d jedem
Finanzamt erfolgen; in diesem Falle bedarf es
keiner gerichtlichen oder notariellen Beglaubi-

gung der Unterschrift des Entschädigungswerbers.
Die Unterschrift von als Parteienvertreter ein-
schreitenden Rechtsanwälten und öffentlichen
Notaren bedarf keiner Beglaubigung. Eben-
sowenig bedarf die Unterschrift der Partei auf
der einem Rechtsanwalt oder einem öffentlichen
Notar erteilten Vollmacht der Beglaubigung.

(3) Findet das Bundesministerium für Finanzen
das Entschädigungsbegehren als nicht begründet
und lehnt es das Entschädigungsbegehren daher
ab, so hat es den Entschädigungswerber davon
schriftlich zu verständigen. Das Bundesmini-
sterium für Finanzen ha t sein Anbot (Teilanbot)
oder die Ablehnung zu begründen.

(4) Ha t das Bundesministerium für Finanzen
die Zahlung einer Entschädigung abgelehnt oder
hat der Entschädigungswerber in der im Absatz 1
vorgeschriebenen Form das Anbot (Teilanbot)
abgelehnt, so kann der Entschädigungswerber
seinen Anspruch bei sonstigem Verlust des A n -
spruches nach Maßgabe der Bestimmungen der
§ § 1 1 und 12 dieses Bundesgesetzes binnen e iner
Frist von drei Monaten mittels eines Antrages
gerichtlich geltend machen. Die dreimonatige
Frist zur gerichtlichen Geltendmachung beginnt
im Falle der Ablehnung einer Entschädigungs-
zahlung durch das Bundesministerium für Finan-
zen mit dem Tage der Zustellung der Ablehnung,
im Falle der Ablehnung des Anbotes (Teil-
anbotes) durch den Entschädigungswerber mi t
dem Tage des Einlangens der ablehnenden Er-
klärung beim Bundesministerium für Finanzen.

(5) Wird vom Bundesministerium für Finanzen
einer physischen Person innerhalb von zwei
Jahren, einer juristischen Person innerhalb v o n
drei Jahren nach Einlangen einer den Bestimmun-
gen des § 8 Abs. 2 entsprechenden Anmeldung
beim Bundesministerium für Finanzen weder ein
Anbot (Teilanbot) gestellt noch das Entschädi-
gungsbegehren abgelehnt, so kann der Ent -
schädigungswerber den Anspruch auf Entschädi-
gung binnen einer weiteren Frist von einem Jahr
bei sonstigem Verlust des Anspruches mittels
eines Antrages gerichtlich geltend machen. H a t
der Entschädigungswerber seinen Anspruch vo r
dem Inkraft treten dieses Bundesgesetzes im Sinne
des § 8 Abs. 3 angemeldet, so beginnt die ein-
jährige Frist für die gerichtliche Geltendmachung
des Anspruches am 1. Jänner 1964 zu laufen.

(6) Mit der Anrufung des Gerichtes wird ein
vom Bundesministerium für Finanzen gestelltes
Anbot (Teilanbot) unwirksam.

(7) Das Bundesministerium für Finanzen ist
berechtigt, auch nach Ablauf der in Abs. 6 ge-
nannten Frist für die Stellung eines Anbotes
(Teilanbotes), jedoch vor Anrufung des Gerichtes
dem Entschädigungswerber ein wirksames A n b o t
(Teilanbot) zu stellen. Durch die Stellung eines
solchen Anbotes (Teilanbotes) wird die in Abs. 5
festgesetzte Frist für die Anrufung des Gerichtes
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u m sechs Monate verlängert. Ein nach Anrufung
des Gerichtes gestelltes Anbot (Teilanbot) des
Bundesministeriums für Finanzen hat die Wir-
kung eines Vergleichsvorschlages in dem gericht-
lichen Verfahren.

(8) Ist der Entschädigungswerber nach Ein-
bringung des Entschädigungsantrages verstorben,
so ist das Verfahren mi t der Verlassenschaft nur
dann fortzusetzen, wenn diese durch einen ge-
richtlich bestellten Ver t re ter oder einen Erben
vertreten ist, dem die Besorgung u n d Verwaltung
des Nachlasses gemäß § 145 des Gesetzes über das
gerichtliche Verfahren in Rechtsangelegenheiten
außer Streitsachen überlassen wurde. Ist dies
nicht der Fall, so ist das Verfahren erst mit
dem durch die Einantwortungsurkunde legiti-
mierten Erben oder dem Vermächtnisnehmer,
der mi t dem Entschädigungsanspruch bedacht
wurde , fortzusetzen. Die in den Abs. 1, 4 und 5
festgesetzten Fristen werden durch den Tod des
Entschädigungswerbers bis zum Vorliegen einer
der vorgenannten Voraussetzungen unterbrochen.

§ 11. (1) Zur Entscheidung über einen Antrag
gemäß § 10 Abs. 4 oder 5 dieses Bundesgesetzes
ist das Landes- oder Kreisgericht zuständig, in
dessen Sprengel der Antragsteller im Zeitpunkt
der Stellung des Antrages seinen Wohnsitz
oder gewöhnlichen Aufenthalt, bei juristischen
Personen seinen Sitz im Inland hat . In Ermange-
lung eines solchen ist das Landesgericht für Zivil-
rechtssachen Wien ausschließlich zuständig.

(2) Der Antrag ist in zweifacher Ausfertigung
einzubringen. In dem Antrag sind die Gründe
anzuführen, auf die der Antragsteller seinen An-
spruch stützt; er hat die Beweismittel hiefür zu
bezeichnen, soweit sie nicht bereits in dem Ent-
schädigungsakt des Bundesministeriums für Fi-
nanzen angegeben worden sind.

(3) Der Gerichtshof hat die zweite Ausfertigung
des Antrages der Finanzprokuratur mit dem
Auftrag zuzustellen, binnen einer vom Gericht
zu bestimmenden Frist im Mindestausmaß von
vier Wochen zu dem tatsächlichen und recht-
lichen Vorbringen des Antragstellers Stellung zu
nehmen und den Entschädigungsakt des Bundes-
ministeriums für Finanzen vorzulegen.

(4) Der Bund hat in dem Verfahren die Stellung
einer Partei.

(5) Für das Verfahren gelten die allgemeinen
Bestimmungen des Gesetzes über das gerichtliche
Verfahren in Rechtsangelegenheiten außer Streit-
sachen mit folgenden Besonderheiten:

1. Die Verhandlung und Entscheidung in
erster Instanz obliegt dem Einzelrichter.

2. Die Verhandlung ist öffentlich. Das Gericht
kann jedoch die Öffentlichkeit ausschließen, wenn
dies zur Wahrung von Geschäfts- oder Betriebs-
geheimnissen notwendig erscheint.

3. Die Vorschriften der Zivi lprozeßordnung
über den Beweis sind sinngemäß anzuwenden.

4. Die Verweisung auf den Rechtsweg ist
unzulässig.

5. Das Rechtsmittel der Vorstellung ist unzu-
lässig.

6. Der Rekurs an den Obersten Gerichtshof
ist aus dem Rekursgrund der unrichtigen recht-
lichen Beurteilung der Sache auch gegen eine
bestätigende Entscheidung des Oberlandesge-
richtes zulässig. Auf einen solchen Rekurs ist die
Bestimmung des § 10 des Gesetzes über das
gerichtliche Verfahren in Rechtsangelegenheiten
außer Streitsachen nicht anzuwenden.

§ 12. (1) Die im Ze i tpunk t des Inkrafttretens
dieses Bundesgesetzes bei Gerichten anhängigen
streitigen Verfahren wegen Gewährung einer
Entschädigung nach Ar t ike l 27 § 2 des Staats-
vertrages sind in jeder Lage des Verfahrens durch
Beschluß an das nach § 11 Abs. 1 dieses Bundes-
gesetzes zuständige Gericht abzutreten. Die Ab-
tretung hat die Folge, daß ein allenfalls ergan-
genes nicht rechtskräftiges Urtei l wirkungslos
wird, ohne daß es seiner ausdrücklichen Auf-
hebung bedarf. Das Verfahren ist nach den
Vorschriften dieses Bundesgesetzes nach Maßgabe
der folgenden Bestimmungen weiterzuführen.

(2) Des in den §§ 8 bis 10 dieses Bundesgesetzes
vorgesehenen Verfahrens beim Bundesmini-
sterium für Finanzen bedarf es im Falle der
Abtretung nach Abs. 1 nicht.

(3) Den Parteien s teht für die bis zur rechts-
kräftigen Abtre tung des Verfahrens aufgelaufe-
nen Prozeßkosten ein Anspruch auf Ersatz der
Prozeßkosten nach den Bestimmungen der Zivil-
prozeßordnung zu. Der Strei twert für die Bemes-
sung der Kosten richtet sich nach der im streiti-
gen Verfahren von der klagenden Partei oder
vom Gericht vorgenommenen Bewertung des
Streitgegenstandes. Das gänzliche oder teilweise
Obsiegen oder Unterl iegen im Rechtsstreit
(§§ 41 if. der Zivi lprozeßordnung) ist nach dem
Ausspruch über die Entschädigung in der Haup t -
sache zu beurteilen.

(4) Die Kostenentscheidung (Abs. 3) ist mit dem
Ausspruch über die Zuerkennung oder Nichtzu-
erkennung einer Entschädigung im Sinne dieses
Bundesgesetzes zu verbinden.

(5) Ist ein Entschädigungsanspruch auf Grund
des Artikels 27 § 2 des Staatsvertrages vor In-
krafttreten dieses Bundesgesetzes durch Vergleich
erledigt worden, so w i rd auf G r u n d dieses Bun-
desgesetzes keine wei tere Entschädigung gewährt .

III. Ermi t t lung der Entschädigung.

§ 13. (1) Die Entschädigung ist für jeden
Eigentümer nach Maßgabe seines Anteils an
den im § 1 dieses Bundesgesetzes genannten Ver-
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mögenschaften, Rechten und Interessen gesondert
zu ermitteln.

(2) Grundlage für die Ermittlung der Entschä-
digung von Vermögenschaften, Rechten und
Interessen im Sinne dieses Bundesgesetzes ist der
für die einzelne Vermögensart in diesem Bundes-
gesetz festgelegte Richtwert.

(3) Zur Ermittlung der Entschädigung in Schil-
ling ist der Richtwert mit 3'5 zu vervielfachen.

(4) Ist für eine Vermögensar t in diesem Bun-
desgesetz kein Richtwert , sondern unmit telbar
ein Entschädigungswert festgesetzt, so erfolgt
keine Vervielfachung.

(5) Die für eine bewegliche körperliche Sache
zu gewährende Entschädigung darf den am
28. November 1955 im Gebiet der Republ ik
Österreich für Gegenstände gleicher Ar t üblichen
Preis nicht übersteigen.

§ 14. (1) Z u r Ermi t t l ung des Richtwertes für
Grund u n d Boden sind bei Grundstücken, für
die nach diesem Bundesgesetz eine Entschädigung
zu gewähren ist, Größe u n d Kul turgat tung fest-
zustellen. Dieser Feststellung sind, soweit sie
vorhanden sind, die Angaben im Grundkataster
nach dem Stand v o m 15. Mai 1945 zugrunde
zu legen. Liegen solche Katasterunterlagen nicht
vor, so sind die im Grundbuch nach dem Stand
vom 15. Mai 1945 angegebenen Kulturgat tungen
zugrunde zu legen. D e r Nachweis der Unrich-
tigkeit solcher im Grundka tas te r oder im Grund-
buch enthaltener Angaben ist zulässig.

(2) Grund und Boden umfaßt die Kul tur -
gattungen Acker, Wiese, Weide, Garten (Gemüse-
und Obstgarten sowie Park) , Weingarten, Oli-
vengarten, Brachland (Überschwemmungsgebiet),
Alpen, Wald , Gewässer sowie Bauflächen. Wege,
Gräben, Hecken, Grenzra ine und dergleichen
sind der Grundstücksfläche, zu der sie gehören,
zuzurechnen.

§ 15. (1) Die Flächenwerte der Grundstücke,
ausgenommen Bauflächen (§ 16), sind nach den
folgenden Bestimmungen zu ermitteln.

(2) Liegen Katas terunter lagen vor , aus denen
die Bodenklasse (Bonitätsklasse) für die einzelnen
Parzellen ersichtlich ist, so ist der in der Anlage 1
für das betreffende Bewertungsgebiet , die en t -
sprechende Ku l tu rga t t ung u n d die gegebene
Bodenklasse angegebene Wer t ansa t z (Richtsatz
pro Hektar) mit der in Hektar auf vier Dezimal-
stellen ausgedrückten Größe der Parzelle zu ver-
vielfachen.

(3) Liegen keine der in Abs. 2 bezeichneten
Unterlagen vor , so sind der Ermi t t lung der
Flächenwerte die in der Anlage 1 für das be-
treffende Bewertungsgebiet u n d die en t -
sprechende Kul tu rga t tung angegebenen Durch-

schnittswertansätze p ro H e k t a r zugrunde z u
legen.

(4) Bei Waldgrundstücken ist dem nach den Be-
s t immungen der Abs. 2 u n d 3 errechneten P r o -
d u k t der W e r t für den Waldbestand (Bestand-
wert) zuzuzählen.

(5) Bei der Ermi t t lung des Bestandwertes des
Waldes ist v o n dem in der Anlage 1 für das
betreffende Grundstück angegebenen H e k t a r s a t z
auszugehen. Sodann ist der in der Anlage 2 a n -
geführte, diesem Hekta rsa tz , der Betr iebsart
(Hoch- oder Niederwald), der durchschnittlichen
Seehöhe der Katastralgemeinde, dem Bestandalter
zum 15. Mai 1945 u n d dem Anteil der H o l z a r t
im einzelnen (Fichte, Tanne , Eiche, Buche usw.)
entsprechende Wertansatz m i t der in H e k t a r auf
vier Dezimalstellen ausgedrückten G r ö ß e des
Grundstückes zu vervielfachen. Sind lediglich d ie
Holza r t en im allgemeinen (Nadel-, Laub- ode r
Mischwald) und das Bestandalter festgestellt, so
sind die der Holzart und dem Bestandalter ent-
sprechenden und in der Anlag« 2 angegebenen
Durchschnitte für Laubholz, Nadelholz oder
Mischwald anzuwenden. Ist das Bestandalter
nicht festgestellt, so ist bei der Ermittlung des
Bestandwertes ein Bestandalter von 55 Jahren
zugrunde zu legen. Sind lediglich die Holzarten
im allgemeinen (Laub-, Nadel- oder Mischwald)
festgestellt, so sind die in der Anlage 2 angege-
benen Durchschnittssätze für Laub-, Nadel- oder
Mischwald anzuwenden. Ist auch die Holzart
nicht festgestellt, so ist der in der Anlage 2 für
Mischwald angegebene Durchschnittssatz anzu-
wenden.

(6) Die Summe der für alle Grundstücke eines
Eigentümers ermittelten Flächenwerte ergibt den
Gesamtflächenwert.

§ 16. (1) Der Richtwert eines im Grundkataster
oder im Grundbuch (§14 Abs. 1) nach dem Stand
zum 15. Mai 1945 als Baufläche eingetragenen
Grundstückes ist durch Vervielfachung des in
der Anlage 3 angegebenen Flächenwertsatzes mit
der Quadratmeteranzahl der Grundstücksfläche
zu ermitteln.

(2) Ist nach dem Stand des Grundkatasters
oder des Grundbuches am 15. Mai 1945 ein
Grundstück, auf dem ein dem Entschädigungs-
werber nach den Bestimmungen dieses Bundes-
gesetzes zu entschädigendes Gebäude errichtet
war, nicht als Baufläche eingetragen, so ist dieses
Grundstück im Ausmaß der verbauten Fläche
als Baufläche zu entschädigen. Die Entschädigung
des das Ausmaß der verbauten Fläche über-
steigenden Grund und Bodens ist nach den für
die Ermittlung des Richtwertes sonstigen Grund
und Bodens maßgebenden Bestimmungen dieses
Bundesgesetzes zu ermitteln, wobei das Ausmaß
der verbauten Fläche vom Ausmaß des Grund-
stückes, auf dem das Gebäude steht, abzuziehen
ist.
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§ 17. Bis zu einer Gesamtfläche von 40 Hektar
des einem Eigentümer gehörenden Grund und
Bodens ist der Gesamtflächenwert dem Richtwert
gleichzusetzen.

§ 18. (1) Übersteigt die Gesamtfläche des einem
Eigentümer gehörenden Grund und Bodens das
Ausmaß von 40 Hektar, so ist aus dem Gesamt-
flächenwert und der Gesamtfläche der Durch-
schnittsflächenwert für 1 Hektar zu ermitteln.

(2) Die Gesamtfläche des einem Eigentümer
gehörenden Grund und Bodens ist wie folgt
rechnungsmäßig in Teilflächen aufzuteilen:

a) Fläche 0 bis 40 ha,
b) Fläche von 40'0001 ha bis 120 ha,
c) Fläche von 120'0001 ha bis 250 ha,
d) Fläche von 250'0001 ha bis 450 ha,
e) Fläche von 450'0001 ha bis 700 ha,
f) Fläche von 700'0001 ha bis 1000 ha,
g) Fläche über 1000 ha.
(3) Der Teilflächenwert ist entsprechend der

Größe der einzelnen Teilflächen durch Verviel-
fachung mit nachstehenden Hundertsätzen des
Durchschnittsflächenwertes zu ermitteln:

Für die Teilfläche a): 100 v. H.
Für die Teilfläche b): 90 v. H.
Für die Teilfläche c): 80 v. H.
Für die Teilfläche d): 70 v. H.
Für die Teilfläche e): 60 v. H.
Für die Teilfläche f): 55 v. H.
Für die Teilfläche g): 50 v. H.

(4) Die Summe der nach Abs. 3 ermittelten
Teilflächenwerte ergibt den Richtwert.

§ 19. (1) Grundlage für die Ermittlung des
Richtwertes von Gebäuden ist der Gebäudewert
(§ 20).

(2) Der Richtwert von Gebäuden, die nach
ihrer Zweckbestimmung und nach ihrer baulichen
Gestaltung zur Vermietung bestimmt sind, am
15. Mai 1945 ganz oder zum überwiegenden
Teil vermietet waren und mehr als zwei Woh-
nungen enthielten, sowie von Schloßgebäuden,
beträgt 50 v. H., der Richtwert aller übrigen
Gebäude beträgt jedoch 100 v. H. des Gebäude-
wertes, zuzüglich allfälliger nach § 21 zu bemes-
sender Ortszuschläge.

§ 20. (1) Für die Ermittlung des Gebäude-
wertes ist das Ausmaß der einzelnen Geschoß-
flächen in Quadratmetern festzustellen.

(2) Der Geschoßflächenwert ist durch Verviel-
fachung des Ausmaßes der Geschoßflächen mit
dem in der Anlage 4 angegebenen Flächenwert-
satz zu ermitteln.

(3) Für zu Wohnzwecken ausgebaute Keller-
und Dachgeschoßflächen beträgt der Geschoß-
flächenwertsatz 70 v. H., für sonstigen Zwecken
dienende Keltergeschoßflächen 35 v. H. und für
unausgebaute Dachgeschoßflächen 10 v. H. des
für das unmittelbar anschließende Geschoß zur
Anwendung kommenden Flächenwertsatzes.

(4) Der Gebäudewert ist die Summe der nach
den Abs. 2 und 3 ermittelten Geschoßflächen-
werte, abzüglich der nach den Abs. 5 und 6
ermittelten Abschläge.

(5) Der Abschlag für die bis zum 15. Mai 1945
eingetretene technische Abnützung von Ge-
bäuden beträgt für jedes Jahr des Bestandes des
Gebäudes vor dem Jahre 1900 0'75 v. H . und
für jedes Jahr des Bestandes nach dem Jahre 1900
1 v. H . der Summe der Geschoßflächenwerte.
Bei am 15. Mai 1945 noch benutzbaren Objekten
darf der Abschlag für technische Abnützung bei
gemauerten Gebäuden 70 v. H . und bei aus Holz
erbauten Gebäuden 80 v. H . der Summe der
Geschoßflächenwerte nicht übersteigen.

(6) Wird bewiesen, daß das Gebäude in der
Zeit vom 1. Jänner 1920 bis zum 15. Mai 1945
einer Generalreparatur, wie insbesondere einer
völligen Erneuerung der Dach- und Decken-
konstruktionen unterzogen wurde, so ist der
bis zu dieser Generalreparatur errechnete Ab-
schlag für technische Abnützung auf die Hälfte
herabzusetzen.

(7) Einer vor dem 15. Mai 1945 durch Kriegs-
einwirkung entstandenen Beschädigung des Ge-
bäudes ist durch einen dem Grad der Beschädi-
gung entsprechenden weiteren anteilsmäßigen
Abschlag vom ermittelten Gebäudewert Rech-
nung zu tragen.

§ 21 . Dem nach den Bestimmungen des § 20
ermittelten Gebäudewert ist für Gebäude in den
in der Anlage 5 genannten Städten und Ge-
meinden der in dieser Anlage angegebene
Hundertsatz zuzuzählen.

§ 22. (1) Hypotheken, die am 15. Mai 1945
auf Liegenschaften lasteten, sind von der für die
Liegenschaft zu gewährenden Entschädigung mit
dem Wert abzuziehen, mit dem die entsprechende
Verbindlichkeit zum Zeitpunkt der Stellung des
Anbotes durch das Bundesministerium für
Finanzen noch unberichtigt aushaftet. Der Beweis
über die vollständige oder teilweise Abstattung
der Verbindlichkeit ist vom Entschädigungs-
werber zu erbringen. Die nach dem 15. Mai 1945
im Grundbuch erfolgte Löschung der Hypothek
allein reicht zum Beweis der erfolgten gänzlichen
oder teilweisen Abstattung der Verbindlichkeit
nicht aus. Der Wert der unberichtigt aushaften-
den Verbindlichkeit ist in sinngemäßer An-
wendung der §§ 29 und 31 zu berechnen.

(2) Wird ein Schuldner aus einer der im Abs. 1
genannten Hypotheken von einem Gläubiger,
der am 28. November 1955 seinen Wohnsitz
oder Sitz im Gebiet der Föderativen Volks-
republik Jugoslawien hatte, persönlich in An-
spruch genommen, so kann er den Gläubiger auf
die Befriedigung aus der belasteten Liegenschaft
des Schuldners, die von der Föderativen Volks-
republik Jugoslawien auf deren Gebiet gemäß
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Artikel 27 § 2 des Staatsvertrages beschlag-
nahmt, zurückbehalten oder liquidiert worden
ist, verweisen. Er kann im Falle dieser Ver-
weisung wegen einer solchen Verbindlichkeit nur
insoweit in Anspruch genommen werden, als
seine auf dem Gebiet der Föderativen Volks-
republik Jugoslawien gemäß Artikel 27 § 2 des
Staatsvertrages beschlagnahmte, zurückbehaltene
oder liquidierte Liegenschaft zur Befriedigung
des Gläubigers nicht ausgereicht hat oder nicht
ausgereicht hätte.

(3) Wird ein Schuldner aus einer der im Abs. 1
genannten Hypotheken von einem im Abs. 2
nicht genannten Gläubiger persönlich in An-
spruch genommen, so kann er den Gläubiger bis
zu dem Betrag, der gemäß Abs. 1 von der für
die Liegenschaft zu gewährenden Entschädigung
abgezogen wurde, an den Bund verweisen. Er
kann im Falle dieser Verweisung wegen einer
solchen Verbindlichkeit nur insoweit in Anspruch
genommen werden, als sie den von der Ent-
schädigung abgezogenen Betrag übersteigt.

(4) Im Falle einer Verweisung an den Bund
nach Abs. 3 stehen dem Bund alle Einwendungen
gegen die Forderung zu, die auch dem Schuldner
zustehen.

(5) Ist für eine Liegenschaft nach den Bestim-
mungen dieses Bundesgesetzes Entschädigung zu
gewähren und lastet auf dieser Liegenschaft eine
der im § 23 angeführten persönlichen Dienst-
barkeiten, so ist der Entschädigungsbetrag für
die Liegenschaft um den nach § 23 zu ermitteln-
den Entschädigungswert dieser Dienstbarkeit zu
vermindern.

§ 23. Der Entschädigungswert für persönliche
Dienstbarkeiten beträgt:

a) für die Dienstbarkeit der Fruchtnießung
4 v. H. für jedes volle Jahr, das der Be-
rechtigte nach dem 15. Mai 1945 gelebt
hat, höchstens jedoch 40 v. H. ,

b) für die Dienstbarkeit des Gebrauches einer
Sache 2 v. H . für jedes volle Jahr, das der
Berechtigte nach dem 15. Mai 1945 gelebt
hat, höchstens jedoch 20 v. H . der Ent-
schädigung, die sich nach den Vorschriften
dieses Bundesgesetzes für das dienende Gut
ergibt oder ergeben würde;

c) für die Dienstbarkeit der Wohnung
1'5 v. H. für jedes volle Jahr, das der Be-
rechtigte nach dem 15. Mai 1945 gelebt
hat, höchstens jedoch 15 v. H . der Ent-
schädigung, die sich nach den Vorschriften
dieses Bundesgesetzes für das Gebäude, in
dem sich die Wohnung des Berechtigten
befand, ergibt oder ergeben würde.

§ 24. (1) Zur Ermittlung der Entschädigung für
das einem gewerblichen Betrieb oder einem freien
Beruf gewidmete Betriebsvermögen ist von
einem Vermögensstatus nach dem Stande des

Tages, an dem dem Eigentümer noch die Ver-
fügungsgewalt über den Betrieb oder das Be-
triebsvermögen zustand, auszugehen. Diesen Ver-
mögensstatus ha t der Entschädigungswerber zu
erstellen. In den Vermögensstatus sind sämtliche
Aktiven und mit Ausnahme des Eigenkapitals
sämtliche Passiven des im Gebiet der Föderativen
Volksrepublik Jugoslawien gelegenen Betriebes
aufzunehmen, die nach den dem Entschädigungs-
werber zur Verfügung stehenden Unterlagen
(Bilanzen, Geschäftsbüchern, Belegen, Verträgen
und sonstigen Schriftstücken) sowie nach seinen
eigenen Kenntnissen und nach den ihm zugäng-
lichen Auskünften drit ter Personen am Stichtag
bestanden haben.

(2) Die Aktiven und Passiven sind im Ver-
mögensstatus möglichst weitgehend aufzugliedern,
mindestens aber insoweit, als dies der üblichen
Gliederung einer Bilanz entspricht. Jedes ange-
setzte Aktivum und Passivum ist in den An-
lagen, die dem Vermögensstatus beizufügen sind,
in mengen- und wertmäßiger Hinsicht aus-
reichend zu erläutern, wobei im Falle konkreter
Wertangaben die angewandten Bewertungs-
grundsätze und Bewertungsmaßstäbe (Wäh-
rungen) zu bezeichnen sind. Geldforderungen
und Verbindlichkeiten sind in der Währung
anzugeben, in der die Forderung begehrt werden
konnte oder die Verbindlichkeit geschuldet
wurde.

(3) Der Entschädigungswerber hat dem Ver-
mögensstatus alle Unterlagen beizufügen, die der
Überprüfung der mengen- und wertmäßigen
Angaben dienlich sein können.

(4) Bei Prüfung des Vermögensstatus sind alle
außerhalb des Gebietes der Föderativen Volks-
republik Jugoslawien befindlichen Aktiven ein-
schließlich der Forderungen gegen Schuldner mi t
dem Wohnsitz oder Sitz außerhalb des Gebietes
der Föderativen Volksrepublik Jugoslawien,
sowie uneinbringliche Forderungen, insbesondere
solche gegen das Deutsche Reich, dessen Einrich-
tungen, die Deutsche Reichsbank, die Deutsche
Reichsbahn und die Deutsche Reichspost, zur
Gänze auszuscheiden. Ebenso sind solche Passiven
auszuscheiden, für die vom Entschädigungswerber
der Nachweis für eine nach dem 15. Mai 1945
durch ihn selbst oder seinen Rechtsvorgänger
erfolgte Begleichung erbracht wird.

(5) Die in dem gemäß Abs. 4 berichtigten Ver-
mögensstatus angeführten Aktiven und Passiven
sind einzeln so zu bewerten, wie dies für die
betreffenden Vermögenschaften oder Verbind-
lichkeiten nach den Bestimmungen dieses Bundes-
gesetzes zu geschehen hätte, wenn diese Ver-
mögenschaften oder Verbindlichkeiten nicht
Bestandteile eines Betriebsvermögens gewesen
wären.

(6) Ist der Entschädigungswerber außerstande,
einen Vermögensstatus für den Betrieb vor-
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zulegen oder können die Angaben im Ver-
mögensstatus weder bewiesen noch ausreichend
glaubhaft gemacht werden, so sind die
Grundlagen für die Erstellung eines Vermögens-
status zu ermitteln oder zu berechnen. Kann auch
dies nicht geschehen, so sind diese Grundlagen
i n sinngemäßer Anwendung der vorstehenden
Absätze zu schätzen, wobei alle bedeutsamen
Umstände , insbesondere die Verhältnisse bei
vergleichbaren Betrieben, zu berücksichtigen sind.

(7) D i e Entschädigung für das v o n der Födera-
t iven Volksrepublik Jugoslawien beschlagnahmte,
zurückbehaltene oder l iquidierte Betriebs-
vermögen ergibt sich aus der Summe de r nach
den vorstehenden Bestimmungen ermit tel ten
Entschädigungen für die einzelnen Ak t iven nach
Abzug der in sinngemäßer Anwendung der nach
§ 31 Abs . 1 und 2 zu bewertenden Passiven.

§ 2 5 . (1) Zur Ermi t t lung der Entschädigung
für d ie Beteiligung an einem Betr ieb (§ 24
Abs . 1), der v o n einer Gesellschaft bürgerlichen
Rechtes oder in der Rechtsform einer Personen-
gesellschaft des Handelsrechtes oder einer Ge-
sellschaft mi t beschränkter Haf tung geführt
wurde , ist von der Entschädigung auszugehen,
die z u gewähren wäre, wenn der Entschädigungs-
werber Alleineigentümer des Betriebes gewesen
wäre .

(2) Die für eine gemäß Art ikel 27 § 2 des
Staatsvertrages beschlagnahmte, zurückbehaltene
oder l iquidier te Beteiligung (Abs. 1) zu gewäh-
rende Entschädigung ist mi t dem der Beteiligung
entsprechenden Hunder t sa tz der für das gesamte
Betriebsvermögen ermittelten Entschädigung zu
bemessen.

(3) D i e vorstehenden Best immungen sind auf
Beteiligungen an Aktiengesellschaften, die ihren
Sitz a m 15. Mai 1945 im Gebiet der Föderat iven
Volksrepublik Jugoslawien ha t ten , n u r dann
anzuwenden, wenn die gemäß Ar t ike l 27 § 2
des Staatsvertrages beschlagnahmte, zurück-
behal tene oder liquidierte Beteiligung des Ent -
schädigungswerbers oder seines Rechtsvorgängers
m e h r als 25. v. H . des Grundkapi ta ls der Akt ien-
gesellschaft betragen hat .

§ 26 . (1) Die Entschädigung für von der
Födera t iven Volksrepublik Jugoslawien gemäß
Art ike l 27 § 2 des Staatsvertrages beschlag-
n a h m t e , zurückbehaltene oder l iquidierte Akt ien
jugoslawischer Emission ist, soweit nicht § 25
Abs. 3 Anwendung findet, so zu berechnen, als
o b d e m Entschädigungswerber eine Geldforde-
rung gegen die Föderative Volksrepubl ik Jugo-
slawien zugestanden wäre.

(2) Die H ö h e der Geldforderung richtet sich
nach dem Verkehrswert der Akt ie . Dieser ist
un te r Berücksichtigung von Kurswer ten der
Akt ie in den der Ablieferung und Regis t r ierung
vorangegangenen acht Jahren an Börsen inner-
halb oder außerhalb des jugoslawischen Staats-

gebietes, von außerbörslichen Not ierungen,
Steuerkurswerten u n d sonstigen für den Ver-
kehrswert maßgeblichen Umständen in D ina r
zu ermitteln. § 24 Abs. 6 ist sinngemäß anzu-
wenden.

(3) Die Entschädigung für den gemäß Abs. 2
ermittelten Dinarbet rag beträgt je Dinar zwanzig
Groschen.

§ 27. (1) Die Entschädigung für die von der
Föderativen Volksrepublik Jugoslawien gemäß
Artikel 27 § 2 des Staatsvertrages beschlag-
nahmten, zurückbehal tenen oder l iquidierten
Obligationen, Pfandbriefe u n d sonstigen auf
einen N e n n w e r t lautenden Wertpapiere jugosla-
wischer Emission ist so zu berechnen, als ob
dem Entschädigungswerber am 28. N o v e m b e r
1955 eine Geldforderung gegen die Föderat ive
Volksrepublik Jugoslawien zugestanden wäre.

(2) Die H ö h e der Geldforderung entspricht
dem N e n n w e r t jener Papiere, die der E n t -
schädigungswerber durch Umtausch erhal ten
hätte, wenn die im Absatz 1 genannten Papiere
nicht gemäß Art ike l 27 § 2 des Staatsvertrages
von der Föderativen Volksrepublik Jugoslawien
beschlagnahmt, zurückbehalten oder liquidiert
worden wären.

(3) Die Entschädigung für eine solche Geld-
forderung beträgt je Dina r der am 28. N o -
vember 1955 in Gel tung gestandenen jugosla-
wischen Währung zwanzig Groschen.

§ 28. (1) Zu r E rmi t t l ung des Richtwertes für
bewegliche körperliche Sachen ist von dem Preis,
der für die Sache am 1. Jänner 1945 im Gebiet
der Republik Österreich festgesetzt war, sofern
Preisregelungsvorschriften für die Sache zu
diesem Ze i tpunk t nicht bestanden, vom Preis der
neuwertigen Sache im R a h m e n des am 1. Jänner
1945 in Österreich bestandenen Preisgefüges
auszugehen. De r Rich twer t für solche beweg-
liche körperliche Sachen beträgt 60 v. H . ; für
neuwertige Sachen, die z u m Verkauf im Rahmen
eines gewerblichen Betriebes bestimmt waren,
jedoch 80 v. H . des so festgestellten Preises.

(2) Der Richtwer t für Kostbarkeiten aus Edel-
metall und Edelsteinen ist der Materialwert, den
die Sache am 1. Jänner 1945 im Gebiet der R e -
publik Österreich gehabt hä t te . Diesen Sachen
sind Goldmünzen, soweit sie nicht un te r die
Bestimmung des Abs. 3 fallen, gleichzuhalten.

(3) Der Richtwer t für Kunstwerke und Kunst-
sammlungen, sowie für Gegenstände mi t Selten-
heitswert und deren Sammlungen, ist der Wert ,
den die Sache im Gebiet der Republik Österreich
am 1. Jänner 1945 gehabt hät te . Bei Gegen-
ständen dieser Ar t , deren Ausfuhr aus dem
Gebiet der Föderat iven Volksrepublik Jugosla-
wien am 28. N o v e m b e r 1955 gesetzlichen Be-
schränkungen aus G r ü n d e n des Denkmalschutzes
unterlag, ist der Entschädigungswert gleich dem
Richtwert,
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(4) Zur Ermitt lung der Entschädigung für
gemäß Artikel 27 § 2 des Staatsvertrages
beschlagnahmte, zurückbehaltene oder liquidierte
Bargeldbeträge, gleich welcher Währung, ist in
sinngemäßer Anwendung des § 29 Abs. 1 und 5
vorzugehen.

§ 29. (1) Zur Ermitt lung der Entschädigung für
Geldforderungen gegen Schuldner, die ihren
Wohnsitz oder Sitz am 28. November 1955 im
Gebiet der Föderativen Volksrepublik Jugosla-
wien hatten, ist vom Nennwert des von der
Föderativen Volksrepublik Jugoslawien auf
Grund des Artikels 27 § 2 des Staatsvertrages
beschlagnahmten, zurückbehaltenen oder liqui-
dierten Betrages, ausgedrückt in Dinar der am
28. November 1955 in Geltung gestandenen
jugoslawischen Währung, auszugehen.

(2) Soweit eine Geldforderung gegen einen
Schuldner, der seinen Wohnsitz oder Sitz am
28. November 1955 im Gebiet der Föderativen
Volksrepublik Jugoslawien hatte, nach dem
15. Mai 1945 außerhalb des Gebietes der Födera-
tiven Volksrepublik Jugoslawien geregelt wurde,
wird für diese Forderung keine Entschädigung
nach den Bestimmungen dieses Bundesgesetzes
gewährt.

(3) Für Forderungen gegen Schuldner, die ihren
Wohnsitz oder Sitz am 28. November 1955
außerhalb des Gebietes der Föderativen Volks-
republik Jugoslawien hatten, wird keine Ent-
schädigung nach diesem Bundesgesetz gewährt.

(4) Entschädigung für in Abs. 1 genannte
Geldforderungen wird in dem Ausmaß gewährt,
als die Forderung zu Recht bestand und ein-
bringlich gewesen wäre.

(5) Die Entschädigung für eine solche Geld-
forderung beträgt je Dinar der am 28. N o -
vember 1955 in Geltung gestandenen jugosla-
wischen Währung zwanzig Groschen.

§ 30. (1) Zur Ermit t lung der Entschädigung für
Ansprüche aus Lebens- und Rentenversicherungs-
verträgen ist von dem Betrag auszugehen, mit
dem der Anspruch von der Föderativen Volks-
republik Jugoslawien auf Grund des Artikels 27
§ 2 des Staatsvertrages beschlagnahmt, zurück-
behalten oder liquidiert worden ist.

(2) Die Entschädigung für eine solche Forderung
beträgt je Dinar der am 28. November 1955 in
Geltung gestandenen jugoslawischen Währung
zwanzig Groschen.

§ 31. (1) Verbindlichkeiten, die am 15. Mai
1945 zu den nach den Bestimmungen dieses Bun-
desgesetzes zu entschädigenden Vermögen-
schaften, Rechten und Interessen gehörten, sind
in die am 28. November 1955 in Geltung ge-
standene jugoslawische Währung umzurechnen.

(2) Der ermittelte Dinarbetrag ist in der Weise
in Schilling umzustellen, daß einem Dinar
zwanzig Groschen entsprechen.

(3) Der sich so ergebende Schillingbetrag ist von
der Entschädigung abzuziehen.

§ 32. (1) Zur Ermitt lung der Entschädigung für
unberichtigt aushaftende Ansprüche aus Dienst-
verträgen gegenüber Dienstgebern, die ihren
Wohnsitz oder Sitz am 15. Mai 1945 im Gebiet
der Föderativen Volksrepublik Jugoslawien
hatten, ist der Zei tpunkt der tatsächlichen Be-
endigung des Dienstverhältnisses festzustellen.
Läßt sich dieser Zeitpunkt nicht feststellen, so
ist anzunehmen, daß das Dienstverhältnis am
15. Mai 1945 zu bestehen aufgehört hat . Die
Ansprüche des Diens tnehmers richten sich nach
den Bestimmungen des Dienstvertrages. Ist der
Inhalt des Dienstvertrages nicht nachweisbar, so
ist in bezug auf den Anspruch auf Kündigungs-
entschädigung und Abfertigung nach den am
28. November 1955 im Gebiet der Republik
Österreich in Kraft gestandenen gesetzlichen
Bestimmungen vorzugehen.

(2) Die nach den obigen Vorschriften errech-
neten Beträge sind nach den Bestimmungen des
§ 29 in Schilling umzurechnen.

(3) Stand einem Dienstnehmer auf Grund eines
Dienstvertrages im Sinne des Abs. 1 der An-
spruch auf einen Ruhegenuß privatrechtlicher
Na tu r zu, so ist als Grundlage für die Umrech-
nung im Sinne des Abs. 2 der zehnfache Jahres-
betrag des Ruhegenusses anzunehmen.

(4) Ansprüche öffentlich-rechtlicher Na tu r ,
insbesondere Ansprüche aus der gesetzlichen
Sozialversicherung, werden durch dieses Bundes-
gesetz nicht geregelt.

§ 33. Soweit für Vermögenschaften, Rechte und
Interessen, die von der Föderativen Volksrepu-
blik Jugoslawien gemäß Artikel 27 § 2 des
Staatsvertrages beschlagnahmt, zurückbehalten
oder liquidiert worden sind, in diesem Bundes-
gesetz kein Entschädigungs- oder Richtwert fest-
gesetzt ist, bleibt die Regelung der Entschädi-
gung einem besonderen Bundesgesetz vorbe-
halten. Ansprüche auf Entschädigung für solche
Vermögenschaften, Rechte und Interessen sind
jedoch nach den Bestimmungen des § 8 Abs. 1
dieses Bundesgesetzes anzumelden.

IV. Schlußbestimmungen.

§ 34. (1) Die nach diesem Bundesgesetz er-
mittelte Entschädigung ist beginnend mit 1. Jän-
ner 1956 mit 4 v. H . jährlich zu verzinsen.

(2) Nach diesem Bundesgesetz ermittelte Ent-
schädigungen bis zum Betrag von 250.000 S sind
vom Bund binnen vier Wochen nach Einlangen
der das Anbot (Teilanbot) annehmenden Er-
klärung oder nach ungenütztem Ablauf der in
§ 10 Abs. 1 festgesetzten Frist oder nach Zu-
stellung der rechtskräftigen Entscheidung des
Gerichtes zu bezahlen. Übersteigt die an einen
Entschädigungswerber zu leistende Entschädigung
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den Betrag von 250.000 S, so kann der 250.000 S
übersteigende Betrag In drei gleichen aufeinander
folgenden Jahresraten nach Ablauf der vierwöchi-
gen Leistungsfrist bezahlt werden,

(3) Auf die nach diesem Bundesgesetz ermit-
telte Entschädigung sind vom Bund gewährte
Vorschüsse anzurechnen. Der Zinsenlauf nach
Abs. 1 endet bezüglich des Betrages der gewähr-
ten Vorschüsse mit dem Tag der Anweisung des
Vorschusses an den Entschädigungswerber. Das
gleiche gilt für Leistungen des Bundes, die auf
Grund zwischenstaatlicher Verträge und in
Durchführung solcher Verträge erlassener Bun-
desgesetze als Entschädigung für nach diesem
Bundesgesetz zu entschädigende Vermögenschaf-
ten, Rechte und Interessen einem Entschädigungs-
werber erbracht wurden.

(4) Lehnt ein Entschädigungswerber ein ihm
vom Bundesministerium für Finanzen gemäß
§ 10 gestelltes Anbot (Teilanbot) ab und über-
steigt die gemäß § 1 1 vom Gericht festgesetzte
unverzinste Entschädigung nicht die vom Bun-
desministerium für Finanzen angebotene unver-
zinste Entschädigung, so endet der Zinsenlauf
gemäß Abs. 1 mit dem Tage der Ablehnung des
Anbotes (Teilanbotes) durch den Entschädigungs-
werber.

§ 35. (J) Entschädigungen, die auf Grund der
Bestimmungen dieses Bundesgesetzes gewährt
werden, bilden keine steuerpflichtigen Ein-
nahmen.

(2) Im Falle der Gewährung einer Entschädi-
gung an die im § 2 Abs. 1 Z. 1 dieses Bundes-
gesetzes genannten Erben, Legatare und N o t -
erben bleibt die Verpflichtung zur Entrichtung
der im Zusammenhang mit dem Erwerb von
Todes wegen und mit der Durchführung des Ver-
lassenschaftsverfahrens entstehenden Abgaben

mit der Maßgabe unberührt , daß alls für die
Verjährung der Erbschaftssteuer jeweils maßgeb-
lichen Fristen mit dem Inkrafttreten dieses Bun-
desgesetzes zu laufen beginnen.

(3) Die durch die Bestimmungen dieses Bundes-
gesetzes unmittelbar veranlaßten Schriften, Amts -
handlungen und Rechtsgeschäfte sind v o n Ge-
richts-, Stempel- und Rechtsgebühren sowie von
den Bundesverwaltungsabgaben befreit.

(4) Konen für Übersetzungen, die dem Bund
im einzelnen Falle erwachsen, sind, soweit sie
im Interesse des Entschädigungswerbers liegen,
von der Entschädigung jeweils in Abzug zu
bringen. Dieser Abzug darf im Einzelfall 3 vom
Hunder t der Entschädigung nicht übersteigen.

§ 36. (1) Dieses Bundesgesetz t r i t t am 1. Sep-
tember 1962 in Kraft.

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist, soweit in den folgenden Absätzen nichts
anderes bestimmt ist, das Bundesministerium
für Finanzen, soweit die Bestimmungen
dieses Bundesgesetzes von den Gerichten anzu-
wenden sind, das Bundesministerium für Justiz
betraut.

(3) Mit der Vollziehung des § 9 Abs. 1 ist das
Bundesministerium für Finanzen im Einver-
nehmen mit dem jeweils sachlich zuständigen
Bundesministerium betraut,

(4) Mit der Vollziehung des § 35 Abs. 4 ist das
Bundesministerium für Finanzen, soweit es sich
um die Befreiung von Bundesverwaltungsab-
gaben handelt, das Bundeskanzleramt, und soweit
es sich um die Befreiung von Gerichtsgebühren
handelt, das Bundesministerium für Justiz be-
traut.

Schärf
Gorbach Klaus Broda
Afritsch Kreisky
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Anlage 1.
Wertansätze (Richtsätze pro Hektar) zur Ermittlung des Flächenwertes für Grund und Boden

(§ 15).
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Anlage 2.

Wertansätze zur Ermittlung des Bestandwertes des Waldes (§ 15, Abs. 5).
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Anlage 3.
Flächenwertsätze pro Quadratmeter Fläche zur Ermittlung des Richtwertes von Bauflächen (§ 16).

Die Flächenwertsätze betragen in den Gemeinden mit dem Sitz einer Bezirksverwaltungs-
behörde 5, Gemeinden mit dem Sitz einer Gemeindeverwaltungsbehörde 3, in allen übrigen Katastral-

gemeinden 2.

Für die nachstehend angegebenen Stadtgebiete gelten folgende Flächenwertsätze:
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Anlage 4.

Flächenwertsätze

pro Quadratmeter allseitig verbauter Geschoßfläche für Gebäude (Bauten) mit harter Dacheindeckung
zur

E r m i t t l u n g des Gebäudewer tes (§ 20).

Für Gebäude (Bauten) mit Stroh-, Schilf-, Dachpappen- oder ähnlicher Dacheindeckung sind
die der baulichen Gestaltung, dem Verwendungszweck und der Ausstattung entsprechenden Flächen-
wertsätze um 20 v. H. zu vermindern. Die Flächenwertsätze für nicht allseitig verbaute Geschoß-
flächen betragen:

Dreiseitig verbaut (einseitig offen) 80 v. H. des entsprechenden Flächenwertsatzes,
Zweiseitig verbaut (zweiseitig offen) 65 v. H. des entsprechenden Flächenwertsatzes,
Einseitig verbaut (dreiseitig offen) 50 v. H. des entsprechenden Flächenwertsatzes,
Terrassen 35 v. H. des entsprechenden Flächenwertsatzes,
Balkons 20 v. H. des entsprechenden Flächenwertsatzes.

Kategor ie A: Mehrstöckige Wohn-, Büro-, Verwaltungsgebäude oder gleichartigen Zwecken
dienende Gebäude (Bauten).

Kategor ie B: Ebenerdige oder einstöckige Wohn-, Büro-, Verwaltungsgebäude oder gleichartigen
Zwecken dienende Gebäude (Bauten).
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Anlage 5.
Aufzählung der Zuschläge gemäß § 21 für Gebäude.

In Gemeinden mit dem Sitz einer Bezirksverwaltungsbehörde 5 v. H.

Für die nachstehend angeführten Stadtgebiete gelten folgende Zuschläge:
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